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Rudolf Wöhrle
Bismarckstraße 17
95028 Hof

Staatsanwaltschaft Hof

Berliner Platz 1

• 95030 Hof 

Hof, 15 März 2018

Sehr geehrte Damen und Herren,

als in meinen Rechten Verletzter  Rudolf Wöhrle, Bismarckstraße 17, 95028 Hof geb. 17.04. 1938 

erstatte Strafanzeige und stelle Strafantrag gegen den Obergerichtsvollzieher Michael Rehwagen 
95030 Hof Kulmbacher Straße 16

wegen

Verletzung meiner Persönlichkeitsrechte Art. 2 Abs. 1 GG, Art. 1 Abs. 1 GG

vorsätzlich begangener Rechtsbeugung Strafgesetzbuch § 339

Ich bin der Betroffene dieser Rechtswidrigkeit und andaurnd in meinen Rechten verletzt.

Der Obergerichtsvollzieher Michael Rehwagen vollstreckt nach der Zivilprozessordnung offentlich 
rechtliche Forderungen der Stelle „Bayerischer Rundfunk Anstalt des öffentlichen Rechts 
Beitragsservice 50656 Köln, Az. 268 867 981, 2.11.2017“ die als Gläubigerin bezeichnet wird.

Weder die ZPO noch die AO ist für die Vollstreckung öffentlich rechtlicher Forderungen  
anwendbar.

Begründung.

Abschnitt 1 Gerichte Titel 1

Sachliche Zuständigkeit der Gerichte und Wertvorschriften

§ 1 Sachliche Zuständigkeit

Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte wird durch das Gesetz über die Gerichtsverfassung 
bestimmt.
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Gerichtsverfassungsgesetz

§ 13

Vor die ordentlichen Gerichte gehören die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die Familiensachen 
und die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Zivilsachen) sowie die Strafsachen, für 
die nicht entweder

die Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet ist oder auf 
Grund von

Vorschriften des Bundesrechts besondere Gerichte bestellt oder zugelassen sind.

Da die Rechtsverletzungen das Grundgesetz verletzt sind  Verwaltungsbehörden oder 
Verwaltungsgerichte nicht zuständig.

Die Rechtsweggarantie des Grundgesetzes 

Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG eröffnet jedem, der durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechen 
verletzt ist, den Rechtsweg. Für das Rechtsstaatsprinzip ist diese Bestimmung von 
grundlegender Bedeutung, leistet sie doch Gewähr dafür, dass materiell-rechtlich begründete
subjektive Rechte gegen die öffentliche Gewalt überhaupt erst durchsetzbar werden (sog. 
wehrfähige Rechte). Ohne die Rechtsweggarantie existierten die materiell-rechtlich 
begründeten subjektiven Rechte gegen die öffentliche Gewalt nur auf dem Papier, wären 
also ein stumpfes Schwert gegen die öffentliche Gewalt. Besondere Bedeutung hat die 
Rechtsweggarantie daher im Zusammenhang mit der Auslegung und der Anwendung des 
Prozessrechts (z.B. ZPO, StPO, VwGO, ArbGG, GVG etc.). Diese Bestimmungen sind so 
auszulegen und anzuwenden, dass die materiell-rechtlich gewährten subjektiven Rechte in 
den gerichtlichen Verfahren tatsächlich zur Geltung kommen. 

Der Obergerichtsvollzieher Michael Rehwagen  bedient sich dabei des in der Anlage 1 aufgeführten
Kontenabrufersuchens nach §§ 93, 93b Abgabenordnung(AO). Dies stellt eine Überschreitung 
seiner Bevollmächtigung dar, denn die Abgabenordnung ist ausschließlich für Steuern und 
Steuererstattungen anwendbar. Siehe dazu § 93b,3. Er wendet daher wissend und vorsätzlich ein 
falsches Gesetz an. Gemäß einhelliger Rechtssprechung der Verwaltungsdgerichte ist der 
Rundfunkbeitrag keine Steuer.

Das Vorgehen des Obergerichtsvollziehers Michael Rehwagen stellt nach § 339 eine Rechtsbeugung
dar.

Ein Richter, ein anderer Amtsträger oder ein Schiedsrichter, welcher sich bei der Leitung oder 
Entscheidung einer Rechtssache zugunsten oder zum Nachteil einer Partei einer Beugung des 
Rechts schuldig macht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft.

Eine rechtsgültige Titulierung für sein Vorgehen hat der Obergerichtsvollzieher Michael Rehwagen 
nicht vorgelegt. Eine Anstalt des öffentlichen Rechts kann keine Selbsttitulierung vornehmen, Siehe
dazu Beschluss vom 18. Dezember 2012, 1 BvL 8/11 
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2013/bvg13-
004.html

Nach dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) ist die Selbsttitulierung 
unvereinbar.

Der öffentlich rechtliche Rundfunk  steht mit Sky im Wettbewerb. Sky muss seine Forderungen 
mittels Klage vor den Gerichten titulieren lassen.
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der Obergerichtsvollzieher Michael Rehwagen iat Beamter im Sinne des Beamtengesetzes und hat 
die dort festgelegten Bestimmungen zu beachten.

Um Mitteilung des Aktenzeichens wird gebeten,

Anlage 1 Kopie der Zwangsvollstreckungssache

mit freundlichem Gruße

Rudolf Wöhrle 

Seite 3 von 3


	Staatsanwaltschaft Hof

